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Änderungsantrag zu V-28

Von Zeile 1 bis 5:
Wir bekennen uns zu der Zweistaatenlösung für einen dauerhaften Frieden zwischen Israel und

den Palästinensern. Die Anerkennung von ganz Jerusalem als Hauptstadt Israels durch Donald

Trump verurteilen wir aufs Schärfste. Wir fordern die künftige Bundesregierung auf, dies den

USA gegenüber auch zukünftig konsequent zu vertreten und hier durch die Anerkennung

Palästinas ein deutliches Zeichen zu setzen.

Wir GRÜNEN bekennen uns zu der Zweistaatenregelung für einen dauerhaften Frieden zwischen

Israel und Palästina. Die Anerkennung von ganz Jerusalem als Hauptstadt Israels durch Donald

Trump torpediert eine solche Regelung. Sie schert aus dem jahrzehntealten völkerrechtlichen

Konsens aus, dass der Status von Jerusalem in Verhandlungen zu klären ist und nicht durch

militärische Eroberung oder einseitige Schritte verändert werden kann. Die Anerkennung von

Jerusalem als Hauptstadt vertieft die Asymmetrien zwischen den beiden Seiten und erschwert

damit eine Lösung des Konflikts. Die verheerenden Folgen sind absehbar und zum Teil schon

eingetreten: Die Palästinensische Autonomiebehörde erkennt die USA nicht mehr als

Vermittlerin an und tritt bei den VN konfrontativer auf; die USA und Israel reduzieren ihrerseits

ihre Kooperation mit den VN-Organisationen in diesem Bereich. Es gibt auch eindeutige

Anzeichen, dass sich die Siedlungsbewegung von den Entwicklungen ermutigt fühlt, den

illegalen Siedlungsbau weiter fortzusetzen.

Wir begrüßen, dass die Europäische Union bei den VN weitgehend mit einer Stimme gesprochen

und die Anerkennung Jerusalems durch Trump verurteilt hat. Wir halten eine diplomatische

Initiative der Europäischen Union für dringend notwendig, um eine weitere Eskalation zu

verhindern und Schritte zu einer Friedensregelung aufzuzeigen.

Wir bekennen uns zu der besonderen Verantwortung Deutschlands gegenüber dem Staat Israel

sowie seinem Existenzrecht und seiner Sicherheit in gesicherten Grenzen als Eckpfeiler

deutscher Außenpolitik. Zugleich setzen wir uns ein für das Recht der Palästinenserinnen und

Palästinenser, in Selbstbestimmung, Frieden und Sicherheit frei von Besatzung, unter Wahrung

ihrer Menschenrechte in ihrem eigenen, demokratischen Staat zu leben. Wir sind für die

demokratische Stärkung des palästinensischen Staates, die Anerkennung durch Europa und die

Aufnahme in die VN.

Es kann nur eine gewaltfreie Lösung in diesem Konflikt geben.

Begründung

Unser ÄA verbindet die Reaktion auf die aktuelle politische Situation mit Kernpunkten unserer

Position aus dem Wahlprogramm 2017.
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weitere Antragsteller*innen

Karl-Wilhelm Koch (Vulkaneifel KV); Juliana Wimmer (Berlin-Mitte KV); Peter Meiwald (Ammerland

KV); Melanie Müller (Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg KV); Ralf Henze (Odenwald-Kraichgau KV);

Tobias Balke (Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf KV); Fritz Lothar Winkelhoch (Oberberg KV);

Reinhard Crome (Berlin-Steglitz/Zehlendorf KV); Gerd Kauschat (Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg

KV); Thomas Dyhr (Brandenburg LV); Ingrid Bäumler (Mayen-Koblenz KV); Berti Furtner-Loleit

(München KV); Matthias Kaißling (Mayen-Koblenz KV); Michael Henke (Bad Kreuznach KV); Klemens

Griesehop (Berlin-Pankow KV); Friedel Grützmacher (Berlin-Kreisfrei KV); Kerstin Dehne (München

KV); Stephan Wiese (Stormarn KV); Ercan Kilic (Salzgitter KV)
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